BOTSCHAFT


zur Verordnung über die


Rahmenplanung für die Arbeiten


des Verfassungsrats	Freiburg, den 16. Januar 2001








DAS BÜRO





AN DEN





VERFASSUNGSRAT DES KANTONS FREIBURG











1.	Einleitung





	Gemäss Artikel 12 Ziff. 2 der Geschäftsordnung des Verfassungsrats des Kantons Freiburg vom 4. Oktober 2000 (nachfolgend: die Geschäftsordnung) "organisiert und plant das Büro die Arbeiten zur Verfassungsrevision für den Verfassungsrat". Der Ihnen unterbreitete Verordnungsentwurf leistet diesem Auftrag Folge. Er enthält den Antrag des Büros, wonach der Verfassungsrat seine Arbeit innert drei Jahren abschliessen sollte, und legt die wichtigsten Etappen fest.





	Das Büro hat übrigens von der in der Geschäftsordnung vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht und die Planung den Fraktionspräsidentinnen und -präsidenten vorgelegt, die sie genehmigten.





	Schliesslich, und wie es der Titel dieser Verordnung ausdrückt, handelt es sich um eine Rahmenplanung; sie bleibt daher allgemein und muss im Verlauf der Arbeiten konkretisiert werden. Sie legt die Organisation der Arbeiten des Verfassungsrats in groben Zügen fest.








2.	Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln





	Artikel 1





	Dieser Artikel legt den Grundsatz fest, dass der Entwurf der neuen Verfassung Ende 2003 vorliegen sollte.





	Zuerst wird darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um ein Ziel handelt. Der 31. Dezember 2003 stellt keine letzte Frist dar, die um jeden Preis eingehalten werden muss. Insbesondere dürfen die Diskussionen über Grundsatzfragen, die sich bei einer Verfassungsrevision stellen, nicht um einer Frist willen abgekürzt werden.





	Die Frist von drei Jahren ist im Hinblick auf die Erfahrungen anderer Kantone, die ihre Verfassung revidiert haben, sicherlich ein hoch gestecktes Ziel, handelt es sich doch um einen umfangreichen Auftrag. Sie ist jedoch nicht unrealistisch, wenn sich der Verfassungsrat und seine Organe sowie die Verfassungsrätinnen und -räte dafür einsetzen, die Planung einzuhalten, und sich stark für das Projekt engagieren. In diesem Zusammenhang gilt es darauf hinzuweisen, dass Artikel 80 der geltenden Verfassung vorsieht, dass der Verfassungsrat auf fünf Jahre gewählt wird. Seit der Wahl des Verfassungsrats ist bereits ungefähr ein Jahr verstrichen; diese Zeit war erforderlich für seine Einsetzung.





	Schliesslich wird dieser Verfassungsrevision, die zu Beginn dieser Legislaturperiode lanciert wurde, grosses Interesse entgegengebracht, insbesondere von Seiten der Bevölkerung. Es wäre bedauernswert, wenn sich mit der Zeit ein gewisser Überdruss einstellen würde.





	Artikel 2





	Das Büro schlägt vor, das eigentliche Verfahren zur Ausarbeitung eines neuen Verfassungstextes in fünf Etappen zu gliedern.





	Die erste Etappe, die von Ende Februar bis Dezember 2001, also ungefähr zehn Monate, dauern sollte, umfasst die Arbeiten der Sachbereichskommissionen. Das Büro hat so den Willen des Verfassungsrats berücksichtigt, wie er in der Geschäftsordnung zum Ausdruck kommt (vgl. Art. 23), wonach die Sachbereichskommissionen Vorentwürfe für Verfassungsnormen erarbeiten. Die Frage, in welcher Form die Kommissionen die Ergebnisse ihrer Arbeiten dem Verfassungsrat unterbreiten müssen und wie viele Kommissionen mit wie vielen Mitgliedern eingesetzt werden, wird nicht in dieser Verordnung geregelt. Dagegen ist das Büro, obwohl es sich des Umfangs der Arbeiten der Kommissionen bewusst ist, der Ansicht, dass sie ihren Auftrag im vorgegebenen Zeitraum erfüllen können. Angenommen, dass die Kommissionen in einem zumutbaren Rhythmus von zwei Sitzungen pro Monat zusammenkommen, können sie ihre Aufgabe in etwa 20 Sitzungen erfüllen.





	Es wird vorgesehen, soweit möglich im September 2001 eine Plenarsitzung einzuberufen, damit der Verfassungsrat über die Arbeiten der Kommissionen orientiert werden kann.





	Die zweite Etappe, von Januar bis Juni 2002, betrifft die Prüfung der Thesen und Vorschläge der Sachbereichskommissionen durch den Verfassungsrat im Plenum. Die Beratungen sollten offene Diskussionen darstellen, die nicht unbedingt in Beschlüsse münden müssen; vielmehr sollen im Hinblick auf die Vorbereitung eines "Dossiers", das in eine breite Vernehmlassung gegeben wird, Optionen formuliert werden. Selbstverständlich wird die Form und der Inhalt dieses Dossiers im Verlauf der Arbeiten näher bestimmt.





	Die dritte Etappe, von Juli 2002 bis Februar 2003, umfasst die "offizielle" Vernehmlassung, wie sie im Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept beschrieben ist. Falls erforderlich können gleichzeitig manche Thesen und Vorschläge der Sachbereichskommissionen eingehender geprüft werden; die Redaktionskommission könnte in dieser Zeit auch mit der Erarbeitung eines Vorentwurfs beginnen. Schliesslich prüfen die Sachbereichskommissionen die Antworten, die nach der "offiziellen" Vernehmlassung eingegangen sind, welche ebenfalls zu dieser Etappe gehört.





	Es ist auch denkbar, dass die Mitglieder des Verfassungsrats während dieser Zeit von den verschiedenen konsultierten Kreisen angefragt werden, sich zu äussern.





	Die vierte Etappe, von März 2003 bis Dezember 2003 ist von grosser Wichtigkeit, da sie die Erarbeitung des Vorentwurfs für die neue Verfassung nach dem klassischen Gesetzgebungsverfahren umfasst. In dieser Phase spielt der Verfassungsrat an sich eine grosse Rolle.





	Die fünfte Etappe, von Januar 2004 bis März 2004, ist die Phase, in welcher der Verfassungsrat seinen Entwurf im Hinblick auf die Volksabstimmung ausarbeitet und den "Abstimmungskampf" führt. Das Datum der Abstimmung wird vom Staatsrat auf Antrag des Verfassungsrats festgelegt.





	Artikel 3





	Da es sich um eine Rahmenplanung handelt, legt dieser Artikel fest, dass das Büro die Planung ändern kann, da es laut Geschäftsordnung beauftragt ist, die Arbeiten zur Verfassungsrevision zu organisieren und zu planen. Selbstverständlich kann auch der Verfassungsrat, auf Antrag eines seiner Mitglieder, die Arbeitsplanung anpassen.








3.	Schlussfolgerung





	Das Büro beantragt dem Verfassungsrat im Einverständnis mit den Fraktionspräsidentinnen und -präsidenten, diese Verordnung anzunehmen.








	Die Präsidentin:	Der Generalsekretär:





	Rose-Marie Ducrot	Antoine Geinoz


